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171. Vereinbarung zwischen dem Bundesminister für Verkehr der Bundesrepublik Deutschland
und dem Bundesminister für Verkehr der Republik Österreich nach Rn. 2010
des ADR über die Verpackung von Chloräthyl (Äthylchlorid) der Klasse 2,
Rn. 2201, Ziffer 3 bt)

1 7 2 . Vereinbarung zwischen dem Bundesminister für Verkehr der Bundesrepublik Deutschland
und dem Bundesminister für Verkehr der Republik Österreich nach Rn. 2010
des ADR über die Beförderung von m-Chlorperoxybenzoesäure, 85%ig, als
Stoff der Klasse 5.2

1 7 3 . Vereinbarung zwischen dem Bundesminister für Verkehr der Bundesrepublik Deutschland
und dem Bundesminister für Verkehr der Republik Österreich nach Rn. 2010
des ADR über die Beförderung von Methyllithium (5%ige 2-molare Lösung in
Diäthyläther) als Stoff der Klasse 4.2

174. Vereinbarung zwischen dem Bundesminister für Verkehr der Bundesrepublik Deutschland
und dem Bundesminister für Verkehr der Republik Österreich nach Rn. 2010
des ADR über die Beförderung von Barium- und Bleiverbindungen der
Klasse 6.1, Ziffern 71 und 72, in flexiblen Schüttgutbehältern

1 7 5 . Vereinbarung zwischen dem Bundesminister für Verkehr der Bundesrepublik Deutschland
und dem Bundesminister für Verkehr der Republik Österreich nach Rn. 2010
des ADR über die Verpackung von flüssigen Schädlingsbekämpfungsmitteln
der Klasse 6.1, Rn. 2601, Ziffern 82 und 83, in Blechkannen mit einem
Fassungsraum von höchstens 60 Litern

1 7 6 . Vereinbarung zwischen dem Bundesminister für Verkehr der Bundesrepublik Deutschland
und dem Bundesminister für Verkehr der Republik Österreich nach Rn. 2010
des ADR über die Beförderung von Natriumamid der Klasse 4.3, Rn. 2471,
Ziffer 3, in Stahlfässern

1 7 7 . Vereinbarung zwischen dem Bundesminister für Verkehr der Bundesrepublik Deutschland
und dem Bundesminister für Verkehr der Republik Österreich gemäß
Rn. 10 602 des ADR betreffend die Beförderung von Acrylamide-Monomere in
Tankfahrzeugen

178. Vereinbarung zwischen dem Bundesminister für Verkehr der Bundesrepublik Deutschland
und dem Bundesminister für Verkehr der Republik Österreich nach
Rn. 10 602 des ADR über die Erhöhung der Mengen an Peroxiden je Beför-
derungseinheit

171.
(Übersetzung)

V e r e i n b a r u n g
zwischen dem Bundesminister für Verkehr
der Bundesrepublik Deutschland und dem
Bundesminister für Verkehr der Republik
Österreich nach Rn. 2010 des ADR über die
Verpackung von Chloräthyl (Äthylchlorid)

der Klasse 2, Rn. 2201, Ziffer 3 bt)

(1) Abweichend von den Vorschriften der
Rn. 2206 der Anlage A des ADR darf Chlor-
äthyl (Äthylchlorid) der Klasse 2, Rn. 2201,
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Ziffer 3 bt), auch in der unter Ziffer 1. bezeich-
neten Verpackung befördert werden.

1. Verpackung

1.1 Innenverpackung
Die Röhren mit dem Gas sind einzeln mit
saugfähigem inertem und nicht brennbarem
anorganischem Polstergranulat in luftdicht
verschlossene Aluminiumfalzdeckeldosen zu
verpacken.

1.2 Außenverpackung
Die Aluminiumfalzdeckeldosen mit den
Röhren sind in Holzkisten einzusetzen, die
mit Aluiminium- oder Kunststoffolie aus-
gekleidet sein müssen.

(2) Im Beförderungspapier hat der Absender
zusätzlich zu vermerken:

„Beförderung vereinbart nach Rn. 2010 des
ADR."

(3) Diese Vereinbarung gilt im Verkehr zwi-
schen der Bundesrepublik Deutschland und der
Republik Österreich bis auf Widerruf durch eine
der Vertragsparteien.

Wien, 1980 02 22

Für den Bundesminister für Verkehr der
Republik Österreich:

Hehenberger

Bonn, den 23. 4. 1979

Die für das ADR zuständige Behörde der Bun-
desrepublik Deutschland:

Der Bundesminister für Verkehr:

Im Auftrag:

Bredemeier

Kreisky

172.
(Übersetzung)

V e r e i n b a r u n g

zwischen dem Bundesminister für Verkehr
der Bundesrepublik Deutschland und dem
Bundesminister für Verkehr der Republik
Österreich nach Rn. 2010 des ADR über die
Beförderung von m-Chlorperoxybenzoe-

säure, 85%ig, als Stoff der Klasse 5.2

(1) Abweichend von Rn. 2550 und 2551 der
Anlage A des ADR darf m-Chlorperoxybenzoe-
säure, 85%ig, als Stoff der Klasse 5.2 unter
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folgenden Bedingungen im Straßenverkehr be-
fördert werden:

1. Verpackung

1.1 Die Peroxide müssen in Gefäße oder Beutel
aus geeignetem Kunststoff verpackt sein, die
in geeignete nichtmetallische Schutzbehälter
einzusetzen sind. Ein Beutel oder Gefäß
darf höchstens 5 kg und ein Versandstück
höchstens 30 kg Peroxid enthalten.

1.2 Die allgemeinen Verpackungsvorschriften
der Rn. 2552 für Stoffe der Klasse 5.2 sind
zu beachten.

2. Zusammenpackung

Die Peroxide dürfen weder mit anderen
Stoffen und Gegenständen der Anlage A
des ADR noch mit sonstigen Gütern zu
einem Versandstück vereinigt werden.

3. Gefahrzettel auf den Versandstücken

Jedes Versandstück ist mit zwei Zetteln
nach Muster 3 und mit einem Zettel nach
Muster 1 des Anhangs A.9 der Anlage A
des ADR zu verseihen.
Auf die Bezettelung nach Muster 1 kann
nur bei Versandstücken verzichtet werden,
bei denen durch von einer im Versandland
behördlich anerkannten Prüfanstalt (Prüf-
stelle) oder im Einvernehmen mit ihr aus-
geführte Brand- oder andere geeignete Ver-
suche nachgewiesen wurde, daß die Versand-
stücke nicht zur Explosion kommen können.

4. Besondere Vorschriften

4.1 Die Peroxide sind in gedeckte oder bedeckte
Fahrzeuge zu verladen. Bei Verwendung von
gedeckten Fahnzeugen muß eine ausreichen-
de Belüftung sichergestellt sein. Bedeckte
Fahrzeuge müssen mit Seitenwänden und
einer Rückwand versehen sein. Die Plane
dieser Fahrzeuge muß aus einem undurch-
lässigen schwer brennbaren Gewebe beste-
hen. Die Vorschriften in Rn. 10171 (2)
sind anzuwenden, wenn die Menge des Per-
oxids die Gewichtsgrenze von 1000 kg
überschreitet.

4.2 Die sonstigen Vorschriften der Klasse 5.2
in Rn. 52 248, 52 403, 52 413, 52 414 sowie
die allgemeinen Vorschriften in Kapitel I der
Anlage B des ADR sind sinngemäß zu be-
achten.

4.3 Werden die Versandstücke gemäß
Rn. 10 118 (1) in Containern befördert,
so sind diese ggf. auch mit Zetteln nach
Muster 1 zu versehen [s. Rn. 10 118 (5)].
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(2) In das Beförderungspapier ist folgende Be-
zeichnung des Gutes aufzunehmen:

„m-Ohlorperoxybenzoesäure, 85%ig, 5.2, ADR".

Die Gutsbezeichnung ist rot zu unterstreichen.

Der Absender hat zusätzlich im Beförderungs-
papier zu vermerken:
„Beförderung vereinbart nach Rn. 2010 des

ADR".

(3) Diese Regelung gilt im Verkehr zwischen
der Bundesrepublik Deutschland und der Re-
publik Österreich bis auf Widerruf durch eine
der Vertragsparteien.

Wien, 1980 02 22

Für den Bundesminister für Verkehr der
Republik Österreich:

Hehenberger

Bonn, den 23. 4. 1979

Die für das ADR zuständige Behörde der Bun-
desrepublik Deutschland:

Der Bundesminister für Verkehr:
Im Auftrag:
Bredemeier

Kreisky

173.
(Übersetzung)

V e r e i n b a r u n g

zwischen dem Bundesminister für Verkehr
der Bundesrepublik Deutschland und dem
Bundesminister für Verkehr der Republik
Österreich nach Rn. 2010 des ADR über die
Beförderung von Methyllithium (5%ige
2-molare Lösung in Diäthyläther) als Stoff

der Klasse 4.2

(1) Abweichend von Rn. 2430 und 2431 der
Anlage A des ADR darf Methyllithium (5%ige
2-molare Lösung in Diäthyläther) unter fol-
genden Bedingungen im Straßenverkehr beför-
dert werden:

1. Verpackung

1.1 Mechyllithium ist in Glasflaschen mit Kunst-
stoffschraubkappe zu verpacken. Die Glas-
flasche ist mit saugfähigem Polyestergranulat
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in eine Falzdeckeldose einzubetten. Bis zu
6 Falzdeckeldosen sind in eine Wellpapp-
Faltschachtel einzusetzen und allseitig mit
Holzwolle zu umgeben.

1.2 Ein Versandstück darf höchstens 12 kg
wiegen.

1.3 Die Verpackungskombination muß einer
Baumusterprüfung bei einer im Versandland
behördlich anerkannten Prüfstelle gemäß den
nachstehenden Bedingungen mit Erfolg un-
terzogen worden sein.

2. Bedingungen für die Baumusterprüfung

2.1 Dichtheitsprüfung der Falzdeckeldosen
Sechs Falzdeckeldosen sind mit einem inne-
ren Luftüberdruck von 0,3 kg/cm3 zu
prüfen.
Es darf keine Luft entweichen.

2.2 Fallprüfung

Das vollständige Versandstück — Glasge-
fäß in Falzdeckeldose, 6 Falzdeckeldosen in
einem Schutzbehälter — ist einer Fallprü-
fung bei Raumtemperatur aus 1,8 m Fall-
höhe zu unterziehen. Dabei ist das Prüf-
muster jeweils flach auf den Boden, flach
auf die Oberseite, flach auf eine Breitseite,
flach auf eine Schmalseite und auf die kür-
zeste Kante fallen zu lassen.

Nach diesen Prüfungen muß der Schutz-
behälter in einem derartigen Zustand sein,
daß die einzelnen Falzdeckeldosen zuver-
lässig zusammengehalten werden und ein
Undichtwerden dieser Gefäße verhindert
wird.

2.3 Stapeldruckprüfung

Drei Versandstücke müssen während
24 Stunden bei Raumtemperatur und 65%
relativer Luftfeuchte einem Gewicht stand-
halten, das auf einer flachen Unterlage auf
das Versandstück gestellt wird und dem
Gewicht gleicher Versandstücke entspricht,
die während der Beförderung in einer Sta-
pelhöhe von 3 m mit dem Originalfüllgut
darauf gestapelt wenden könnten.

Keines der geprüften Muster darf einen
größeren Riß und keines der darin ent-
haltenen Innengefäße einen Riß oder eine
undichte Stelle aufweisen. Die Außenver-
packung darf außerdem keine Verformung
zeigen, die ihre Widerstandsfähigkeit min-
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dern oder Instabilität verursachen könnte,
wenn die Versandstücke gestapelt werden.

2.4 Kennzeichnung

Die nach dem geprüften Baumuster herge-
stellten Verpackungen sind durch

— Name oder Kurzzeichen des Herstellers,
— Kurzbezeichnung des Staates, in dem die

Prüfung durchgeführt wird,
— Kurzbezeichnung der Prüfanstalt (Prüf-

stelle),
— Registriernummer sowie
— Monat und Jahr der Herstellung
gut lesbar und dauerhaft zu kennzeichnen.

3. Sonstige Vorschriften

Die sonstigen für Stoffe der Rn. 2431,
Ziffer 3 a), geltenden Vorschriften der An-
lage A des ADR sind für Methyllithium
entsprechend anzuwenden.

(2) In das Beförderungspapier ist folgende Be-
zeichnung des Gutes aufzunehmen:

„Methyllithium (5%ige 2-molare Lösung in Diä-
thyläther), 4.2, ADR."

Die Gutsbezeichnung ist rot zu unterstreichen.

Der Absender hat zusätzlich im Beförderungs-
papier zu vermerken: „Beförderung vereinbart
nach Rn. 2010 des ADR."

(3) Die Vereinbarung gilt im Verkehr zwischen
der Bundesrepublik Deutschland und der Re-
publik Österreich bis auf Widerruf durch eine
der Vertragsparteien.

Wien, 1980 02 22

Für den Bundesminister für Verkehr der
Republik Österreich:

Hehenberger

Bonn, den 26. 4. 1979

Die für das ADR zuständige Behörde der Bun-
desrepulblik Deutschland:

Der Bundesminister für Verkehr:

Im Auftrag:

Bredemeier

Kreisky
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174.
(Übersetzung)

V e r e i n b a r u n g
zwischen dem Bundesminister für Verkehr
der Bundesrepublik Deutschland und dem
Bundesminister für Verkehr der Republik
Österreich nach Rn. 2010 des ADR über die
Beförderung von Barium- und Bleiverbin-
dungen der Klasse 6.1, Ziffern 71 und 72, in

flexiblen Schüttgutbehältern

(1) Abweichend von den Vorschriften der
Rn. 2624 und 2625 der Anlage A des ADR dür-
fen Barium- und Bleiverbindungen der Klasse 6.1,
Rn. 2601, Ziffern 71 und 72, unter folgenden
Bedingungen im internationalen Straßenverkehr
befördert werden:

1. Verpackung

1.1 Die Stoffe sind in flexible Schüttgutbehälter
mit einem Fassungsraum von höchstens
1000 Litern zu verpacken.

1.2 Die Behälter müssen den zu erwartenden
mechanischen, thermischen und chemischen
Beanspruchungen standhalten und dicht sein.
Sie müssen gegen die gefährlichen Stoffe be-
ständig sein. Sie müssen ferner im erforder-
lichen Maße beständig sein gegenüber Alte-
rung und ultravioletter Strahlung.

Diese Anforderungen müssen während der
Gebrauchsdauer erfüllt sein. Die Gebrauchs-
dauer ist vom Hersteller anzugeben. Die an-
gegebene Gebrauchsdauer darf höchstens
5 Jahre betragen.

1.3 Die Behälter müssen so gebaut sein, daß ihre
gefahrlose Manipulierbarkeit mit Kran und
Flurförderfahrzeugen gewährleistet ist.

1.4 Die Behälter müssen einer Baumusterprüfung
bei einer im Versandland behördlich aner-
kannten Prüfanstalt (Prüfstelle) gemäß den
nachstehenden Bedingungen mit Erfolg
unterzogen worden sein.

2. Vorschriften für die Baumusterprüfung

2.1 Fallprüfung

Je Bauart ist ein mit Original- oder Ersatz-
gut gefülltes Prüfmuster bei Raumtempera-
tur aus einer Höhe von 1,2 m auf die Boden-
naht fallen zu lassen (Aufprallfläche: waage-
rechte Betonplatte).
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Bei Verwendung von Ersatzgut muß dieses
in seiner Dichte (Schüttgewicht) und in
seinen anderen physikalischen Eigenschaften
(zB Korngröße, Form oder Oberfläche und
dgl.) dem Originalgut entsprechen.

2.2 Chemische Beständigkeit

Die chemische Beständigkeit des Werkstoffes
gegenüber dem Transportgut muß vom Her-
steller oder Verwender nachgewiesen oder
bestätigt werden.

2.3 Prüfbericht

Über die Prüfung ist ein Prüfbericht zu fer-
tigen, der folgende Angaben enthalten muß:

— Hersteller des Behälters,
— Beschreibung des Behälters (zB Art des

verwendeten Werkstoffes, Einfärbung,
Abmessungen, Wanddicken, Gewichte
usw.)

— Fertigungsverfahren,
— zugelassene Füllgüter,
— Prüfergebnis,
— Kennzeichnung sowie
— die bei der Serienfertigung einzuhaltende

Mindestwanddicke.

3. Kennzeichnung

Jeder entsprechend dem geprüften Bau-
muster hergestellte Schüttgutbehälter ist
durch

— den Namen oder das Kurzzeichen des
Herstellers,

— die Kurzbezeichnung des Staates, in dem
die Prüfung durchgeführt wird,

— die Kurzbezeichnung der Prüfanstalt
(Prüfstelle),

— die Registriernummer,
— Monat und Jahr der Herstellung,
— die Angabe der Gebrauchsdauer in

Monaten oder Jahren sowie
— den vorangestellten Satz: „Füllung mit

Gefahrgut nur gemäß . . . (Zeichen des
Baumusters)."

gut lesbar und dauerhaft zu kennzeichnen.

4. Besondere Vorschriften

Die genannten Stoffe dürfen in flexiblen
Schüttgutbehältern nur als geschlossene La-
dung befördert werden.
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(2) Im Beförderungspapier hat der Absender
zusätzlich zu vermerken:
„Beförderung vereinbart nach Rn. 2010 des
ADR."

(3) Die Regelung gilt im Verkehr zwischen der
Bundesrepublik Deutschland und der Republik
Österreich bis auf Widerruf durch eine der Ver-
tragsparteien.

Wien, 1980 02 22

Für den Bundesminister für Verkehr der Repu-
blik Österreich:

Hehenberger

Bonn, den 15. Mai 1979

Die für das ADR zuständige Behörde der Bundes-
republik Deutschland:

Der Bundesminister für Verkehr:

Im Auftrag:

Bredemeier

Kreisky

175.
(Übersetzung)

V e r e i n b a r u n g

zwischen dem Bundesminister für Verkehr
der Bundesrepublik Deutschland und dem
Bundesminister für Verkehr der Republik
Österreich nach Rn. 2010 des ADR über die
Verpackung von flüssigen Schädlingsbe-
kämpfungsmitteln der Klasse 6.1, Rn. 2601,
Ziffern 82 und 83, in Blechkannen mit einem

Fassungsraum von höchstens 60 Litern

(1) Die für das ADR zuständige Behörde der
Republik Österreich und der Bundesrepublik
Deutschland kommen überein, die im Jahre 1978
in Wien und Bonn unterzeichnete Vereinba-
rung *) über die Verpackung von flüssigen
Schädlingsbekämpfungsmitteln der Klasse 6.1,
Rn. 2601, Ziffern 82 und 83, in Blechkannen
mit einem Fassungsraum von höchstens 60 Li-
tern — ECE-Ordnungsnummer 347 — bis auf
Widerruf durch eine der Vertragsparteien zu
verlängern.

(2) Der Absatz 3 erhält folgende Fassung:

„Diese Vereinbarung gilt im Verkehr zwischen
der Bundesrepublik Deutschland und der Re-

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 393/1978

118
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publik Österreich bis auf Widerruf durch eine
der Vertragsparteien."

Wien, 1980 02 22

Für den Bundesminister für Verkehr der
Republik Österreich:

Hehenberger

Bonn, den 12. 7. 1979

Die für das ADR zuständige Behörde der Bun-
desrepulblik Deutschland:

Der Bundesminister für Verkehr:
Im Auftrag:
Bredemeier

Kreisky

176.
(Übersetzung)

V e r e i n b a r u n g
zwischen dem Bundesminister für Verkehr
der Bundesrepublik Deutschland und dem
Bundesminister für Verkehr der Republik
Österreich nach Rn. 2010 des ADR über die
Beförderung von Natriumamid der Klasse 4.3,

Rn. 2471, Ziffer 3, in Stahlfässern

(1) Abweichend von den Vorschriften der
Rn. 2475 der Anlage A des ADR darf Natrium-
amid der Klasse 4.3, Rn. 2471, Ziffer 3, unter
folgenden Bedingungen auch in Stahlfässern in
Mengen bis höchstens 100 kg befördert werden:

1. Verpackung

1.1 Der Stoff ist in Stahlfässer, die mit Ein-
füll- und Entlüftungsstutzen versehen sind,
zu verpacken. Der in den Gefäßen nach der
Füllung verbleibende Leerraum muß mit
Stickstoff ausgefüllt sein.

1.2 Die Verpackung muß einer Baumusterprü-
fung bei einer im Versandland behördlich
anerkannten Prüfanstalt gemäß den unter
Ziffer 2 festgelegten Bedingungen mit Er-
folg unterzogen worden sein.

2. Vorschriften für die Baumusterprüfung

2.1 Fallprüfung
Sechs Fässer sind zu 98% ihres Fassungs-
raumes mit Wasser zu füllen und folgenden
Fallversuchen zu unterziehen:
Zwei Fässer sind je einmal auf den Ober-
bodenrand neben dem Verschluß, zwei Fäs-
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ser je einmal auf den Bodenrand und zwei
Fässer je einmal auf die Mantellängsnaht
horizontal auf die Aufprallfläche fallen zu
lassen. Die Aufprallfläche muß eine starre,
glatte, flache und horizontale Oberfläche
besitzen.

Fallhöhe
Fallhöhe in Metern der Maßzahl der Dichte
des zu befördernden Füllgutes, aufgerundet
auf die erste Dezimalstelle — Mindestfall-
höhe: 1,2 m.

Kriterien für ein befriedigendes Prüfergeb-
nis
Die Fässer müssen dicht bleiben, nachdem
der Ausgleich zwischen dem inneren und
dem äußeren Druck hergestellt worden ist.

2.2 Dichtheitsprüfung
Je Bauart müssen 3 Fässer bei Raumtempera-
tur einer Druckprobe mit 0,2 kg/cm2 Luft-
überdruck unter Wasser unterzogen werden.

Kriterien für ein befriedigendes Prüfergeb-
nis
Während einer Prüfdauer von 5 Minuten
muß der Prüfdruck unverändert und das
Faß dicht bleiben.

2.3 Stapeldruckprüfung
Drei zu 98% mit Wasser gefüllte Fässer
müssen während 24 Stunden einem Gewicht
standhalten, das auf einer flachen Unter-
lage auf das Versandstück gestellt wird und
dem Gewicht gleicher Versandstücke ent-
spricht, die während der Beförderung in
einer Stapelhöhe von 3 m mit dem Original-
füllgut darauf gestapelt werden könnten.

Kriterien für ein befriedigendes Prüfergeb-
nis

Die Fässer dürfen keine Verformung zeigen,
die ihre Widerstandsfähigkeit mindern oder
Instabilität verursachen könnte, wenn die
Fässer gestapelt werden.

2.4 Kennzeichnung
Die nach dem geprüften Baumuster her-
gestellten Fässer sind durch

— Namen oder Kurzzeichen des Her-
stellers,

— Kurzzeichen des Staates, in dem die
Prüfung durchgeführt wird,

— Kurzbezeichnung der Prüfanstalt (Prüf-
stelle),
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— Registriernummer sowie
— Monat und Jahr der Herstellung
gut lesbar und dauerhaft zu kennzeichnen.

3. Sonstige Vorschriften

Jedes Faß ist, bevor es zum ersten Mal
für die Beförderung verwendet wird, einer
Dichtheitsprüfung gemäß Ziffer 2.2 zu un-
terziehen.

(2) Im Beförderungspapier hat der Absender
zusätzlich zu vermerken:

„Beförderung vereinbart nach Rn. 2010 des
ADR".

(3) Diese Vereinbarung gilt im Verkehr zwischen
der Bundesrepublik Deutschland und der Re-
publik Österreich bis auf Widerruf durch eine
der Vertragsparteien.

Wien, 1980 02 22

Für den Bundesminister für Verkehr der
Republik Österreich:

Hehenberger

Bonn, den 25. 10. 1979

Die für das ADR zuständige Behörde der Bun-
desrepublik Deutschland:

Der Bundesminister für Verkehr:

Im Auftrag:

Bredemeier

Kreisky

177.
(Übersetzung)

V e r e i n b a r u n g

zwischen dem Bundesminister für Verkehr
der Bundesrepublik Deutschland und dem
Bundesminister für Verkehr der Republik
Österreich gemäß Rn. 10 602 des ADR *) be-
treffend die Beförderung von Acrylamide-

Monomere in Tankfahrzeugen

(1) Abweichend von den Vorschriften der
Rn. 61 121 der Anlage B des ADR dürfen
Acrylamide-Monomere, assimiliert der Rn. 2601,
Ziffer 21, der Anlage A des ADR unter den in
Absatz 2 festgelegten Bedingungen in Tankfahr-
zeugen befördert werden.

*) Diese Vereinbarung ersetzt die Vereinbarung
in BGBl. Nr. 407/1978
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(2) Die Tankfahrzeuge müssen hinsichtlich Bau,
Ausrüstung und Prüfung folgenden Vorschriften
entsprechen:

1. Bau

1.1 Die Tanks müssen aus geeigneten metal-
lischen Werkstoffen hergestellt sein, die bei
einer Temperatur zwischen —20° C und
+ 50° C trennbruchsicher und unempfindlich
gegen Spannungsrißkorrosion sein müssen.
Für geschweißte Tanks darf nur ein Werk-
stoff verwendet werden, dessen Schweißbar-
keit einwandfrei feststeht und für den ein
ausreichender Wert der Kerbschlagzähigkeit
bei einer Umgebungstemperatur von
—20° C in den Schweißnähten und der
Schweißeinflußzone gewährleistet werden
kann.

1.2 Die Tanks müssen für einen Druck von
mindestens 4 kg/cm2 (Überdruck) berechnet
sein.

1.3 Die Wände und Böden der Tanks mit einem
Durchmesser von nicht mehr als 1,8 m müs-
sen eine Dicke von mindestens 5 mm haben,
wenn sie aus dem Werkstoff St 37 bestehen,
oder eine gleichwertige Dicke, wenn sie aus
einem anderen Metall hergestellt sind. Für
alle Tanks mit einem Durchmesser von mehr
als 1,8 m beträgt die Mindestwanddicke
6 mm, wenn sie aus dem Werkstoff St 37
hergestellt sind, oder eine gleichwertige
Dicke bei Verwendung eines anderen Metalls.

1.4 Wenn die Tanks einen Schutz gegen Beschä-
digung aufweisen, kann die Mindestwand-
dicke im Verhältnis zu diesem Schutz ver-
ringert werden. Für Tanks mit einem Durch-
messer von nicht mehr als 1,8 m dürfen
diese Dicken jedoch nicht weniger als 3 mm
bei Verwendung von St 37 betragen oder
eine gleichwertige Dicke bei Verwendung
eines anderen Metalls haben. Für Tanks mit
einem Durchmesser von mehr als 1,8 m ist
diese Dicke bei Verwendung von St 37 auf
4 mm zu erhöhen oder auf einen gleichwer-
tigen Wert bei Verwendung eines anderen
Metalls.

1.5 Ein zusätzlicher Schutz im Sinne der
Ziffer 1.4 liegt vor, wenn

1. die Tanks als Doppelwandtanks gebaut
sind. Die Summe der Wanddicken der
metallenen Außenwand und der des Tanks
muß mindestens der für den Tank in
Ziffer 1.3 festgelegten Mindestwanddicke
entsprechen,

2. die Tanks als Doppelwandtanks mit einer
Feststoffzwischenschicht von mindestens
50 mm Dicke gebaut sind. Dabei muß die
Außenwand eine Dicke von mindestens
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0,5 mm haben, wenn sie aus dem Werk-
stoff St 37 oder eine solche von mindestens
2 mm, wenn sie aus glasfaserverstärktem
Kunststoff mit einem Glasgehalt von min-
destens 30% besteht. Die Feststoff-
zwischenschicht muß bei 50% Verfor-
mungsgrad mindestens ein Arbeitsauf-
nahmevermögen haben, wie eine
Polyurethanschicht von 50 mm Dicke und
400 kg/Nennraumgewicht.

Die spezifische Formänderungsarbeit des
Werkstoffes der Feststoffzwischenschicht ist
an einem Prüfkörper nach deutscher Indu-
strienorm 53421 im Vergleich zu ermitteln.

1.6 Es muß der Nachweis erbracht werden, daß
die Tanks einschließlich ihrer Befestigungs-
einrichtungen mit ausreichender Sicherheit
beim höchstzulässigen Füllgewicht folgende
Beanspruchungen aufnehmen können:
— 2faches Gesamtgewicht in Fahrtrichtung

— 1faches Gesamtgewicht quer zur Fahrt-
richtung

— 1faches Gesamtgewicht vertikal aufwärts

— 2faches Gesamtgewicht vertikal abwärts.

2. Ausrüstung

2.1 Die Ausrüstungsteile sind so anzubringen,
daß sie während der Beförderung und Hand-
habung gegen Losreißen oder Beschädigun-
gen gesichert sind. Sie müssen die gleiche
Sicherheit gewährleisten wie die Tanks selbst.

2.2 Die Tanks dürfen auch Untenentleerung
haben. Diese müssen den Vorschriften der
Rn. 211 131 entsprechen, außerdem müssen
die Auslaufrohre der Tanks durch Blind-
flansche, Verschlußkappen oder gleichwirk-
same Einrichtungen verschließbar sein.

2.3 Jeder Tank oder jedes seiner Abteile muß
mit einer Öffnung versehen sein, die groß
genug ist, um die innere Besichtigung zu
ermöglichen.

2.4 Die Tankfahrzeuge müssen gegen Anfahren
von rückwärts durch eine Stoßstange, die
in Höhe der Unterkante des Tanks angeord-
net ist und den Tank um mindestens 100 mm
überragt, mit einem Widerstandsmoment
von mindestens 20 cm3 geschützt sein.
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3. Prüfungen

Die Tanks und ihre Ausrüstungsteile sind
entweder zusammen oder getrennt erstmalig
vor Inbetriebnahme und wiederkehrend zu
prüfen. Die erstmalige Prüfung muß eine
Bauprüfung, eine innere und äußere Prüfung
sowie eine Wasserdruckprüfung und eine
Abnahmeprüfung umfassen.

Wenn die Tanks und ihre Ausrüstungsteile
getrennt geprüft werden, müssen sie zusam-
men einer Dichtheitsprüfung unterzogen
werden. Die wiederkehrenden Prüfungen
müssen eine innere und äußere Prüfung sowie
im allgemeinen eine Wasserdruckprüfung
umfassen. Die Tanks sind vor Inbetrieb-
nahme und spätestens alle 5 Jahre zu prüfen.
Vor Inbetriebnahme und spätestens alle
21/2 Jahre ist eine Dichtheits- und Funk-
tionsprüfung sämtlicher Ausrüstungsteile
vorzunehmen. Über die Prüfungen sind Be-
scheinigungen durch einen im Versandland
amtlich anerkannten Sachverständigen auszu-
stellen.

4. Kennzeichnung
An jedem Tank muß ein Schild aus nicht
korrodierendem Metall dauerhaft befestigt
sein. Das Schild muß mindestens folgende
Angaben enthalten:

— Hersteller oder Herstellerzeichen,
— Herstellungsnummer,
— Baujahr,
— Prüfdruck,
— Rauminhalt in Litern,
— bei unterteilten Tanks Rauminhalt jedes

Tankabteils,
— Berechnungstemperatur,
— Datum (Monat und Jahr) der erstmali-

gen und der letztmaligen wiederkehren-
den Prüfung,

— Stempel des Sachverständigen, der die
Prüfung vorgenommen hat.

An Tanks, die mit Druck gefüllt oder ent-
leert werden, ist außerdem der höchstzuläs-
sige Betriebsdruck anzugeben.

5. Betrieb
5.1 Die Tanks dürfen nur bis zu 95% ihres

Fassungsraums gefüllt sein.

5.2 Stabilität
Die Breite, die sich durch die volle Aufstand-
fläche am Boden ergibt (Entfernung zwischen
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den äußersten rechten und linken Punkten
der Aufstandfläche der Reifen einer Achse)
muß mindestens 90% der Höhe des Schwer-
punkts des beladenen Tankfahrzeugs betra-
gen. Bei Sattelfahrzeugen darf das auf den
Achsen der lasttragenden Einheit eines
Sattelfahrzeuges lastende Gewicht 60% des
vorgesehenen Bruttogewichts des gesamten
Sattelfahrzeugs nicht übersteigen.

6. Die sonstigen Vorschriften des ADR sind
entsprechend zu beachten.

7. In der Bescheinigung der besonderen Zulas-
sung nach Anhang B.3 der Anlage B des
ADR ist zu bescheinigen, daß das Fahrzeug
den technischen Anforderungen dieser Ver-
einbarung entspricht. Die zugelassenen Stoffe
sind namentlich aufzuführen.

(3) Bei Beförderung der Tankfahrzeuge auf
Seeschiffen gilt folgendes: Die Tanks müs-
sen mit Sicherheitsventilen ausgerüstet sein,
die den in Rn. 210 200 Abs. 1 a) 3 des
Anhangs B. 1 festgelegten Anforderungen ent-
sprechen. Die Sicherheitsventile müssen sich bei
einem Druck, der 90% des Prüfdrucks be-
trägt, automatisch öffnen. Außerdem müssen die
Tankfahrzeuge mit Befestigungseinrichtungen
versehen sein, die an der Tankauflagerung oder
an dem Fahrzeugrahmen so angebracht sind, daß
das Federsystem entlastet und das Tankfahrzeug
an Deck der Schiffe seemäßig gelascht werden
kann.

(4) Im Beförderungspapier hat der Absender
zusätzlich zu vermerken:

„Beförderung vereinbart nach Rn. 10602 des
ADR"

(5) Diese Vereinbarung gilt im Verkehr zwi-
schen der Bundesrepublik Deutschland und der
Republik Österreich bis zum 30. September 1984.

Wien, 1980 02 26

Für den Bundesminister für Verkehr der Repu-
blik Österreich:

Hehenberger

Bonn, den 17. April 1979

Die für das ADR zuständige Behörde der Bundes-
republik Deutschland:

Der Bundesminister für Verkehr:

Im Auftrag:

Bredemeier

Kreisky
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178.
(Übersetzung)

V e r e i n b a r u n g

zwischen dem Bundesminister für Verkehr
der Bundesrepublik Deutschland und dem
Bundesminister für Verkehr der Republik
Österreich nach Rn. 10 602 des ADR über die
Erhöhung der Mengen an Peroxiden je Be-

förderungseinheit

(1) Die für das ADR zuständige Behörde der
Republik Österreich und der Bundesrepublik
Deutschland kommen überein1, die im Jahre 1978
in Wien und Bonn unterzeichnete Vereinba-
rung *) über die Erhöhung der Mengen an Per-
oxiden je Beförderungseinheit — ECE-Ordnungs-
nummer 354 — bis auf Widerruf durch eine
der Vertragsparteien zu verlängern.

(2) Der Absatz 3 a) erhält folgende Fassung:
„Diese Vereinbarung gilt im Verkehr zwischen
der Bundesrepublik Deutschland und der Re-
publik Österreich bis auf Widerruf einer der Ver-

tragsparteien."

Wien, 1980 02 27

Für den Bundesminister für Verkehr der
Republik Österreich:

Hehenberger

Bonn, den 16. 7. 1979

Die für das ADR zuständige Behörde der Bun-
desrepublik Deutschland:

Der Bundesminister für Verkehr:

Im Auftrag:

Bredemeier

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 401/1978

Kreisky
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